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Stellungnahme  
 

zum Referentenentwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
(Stand 26. November 2018) 

 

I Hintergrund: Fachkräftesituation in der Bauwirtschaft 

Die Sicherung des Fachkräftebedarfs ist aktuell eine der zentralen Herausforderungen in der 

Bauwirtschaft. Das deutsche Bauhauptgewerbe verzeichnet seit 2006 einen nahezu 

durchgängigen Aufschwung. Dies hat Auswirkungen auf die personellen Kapazitäten in den 

Bauunternehmen und verschärft die bereits aus demografischen Gründen angespannte 

Situation. Seit Jahren liegt die Zahl der neu für die Branche gewonnenen gewerblichen 

Auszubildenden im ersten Lehrjahr (2017: 11.666) deutlich unter der Zahl der pro Jahr in den 

Ruhestand einmündenden Facharbeiter (2017: ca. 15.500) – und das trotz steigender 

Ausbildungszahlen. Arbeitskräftereserven sind auf dem deutschen Bauarbeitsmarkt nur noch 

begrenzt vorhanden: Bei den Bauingenieuren übersteigt bereits seit dem Frühjahr 2015 die 

Zahl der gemeldeten offenen Stellen die der Arbeitslosen und auch bei den gewerblichen 

Fachkräften bestehen mittlerweile erhebliche Engpässe: Im Oktober kamen rechnerisch auf 

16.000 gemeldete offene Stellen nur noch 13.000 Arbeitslose. Entsprechend viele 

Unternehmen sehen inzwischen im Fachkräfteengpass die größte Gefahr für das weitere 

Wachstum. Im Rahmen der DIHK-Konjunkturumfrage zum Herbst 2018 gaben 82 % der 

befragten Bauunternehmen den Fachkräftemangel als größtes Risiko für die wirtschaftliche 

Entwicklung ihres Unternehmens an.  

Die deutsche Bauwirtschaft hat Fachkräfteengpässe bislang durch eine Vielzahl von 

Maßnahmen auffangen können, insbesondere auch durch eine Steigerung der 

Ausbildungszahlen. Bis Ende 2017 konnten knapp 13.000 junge Leute für einen Bauberuf 

gewonnen werden, 900 mehr als im Jahr 2016. Dieser Trend scheint sich entgegen dem 

allgemeinen Trend in diesem Jahr fortzusetzen. Dabei wurde bereits auf das Potenzial von 

Flüchtlingen zurückgegriffen. Im vergangenen Jahr konnten laut Statistik der Bundesagentur 
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für Arbeit 3.100 Personen aus Kriegs- und Krisenländern in die Ausbildung von Bauberufen 

vermittelt werden. 

Alle diese Bemühungen, inländische Potenziale umfassend zu nutzen, werden jedoch nicht 

ausreichen, um die demografisch bedingten Abgänge und den steigenden personellen Bedarf 

zu bewältigen. Schon heute werden daher im Rahmen der Möglichkeiten zunehmend 

Fachkräften aus dem Ausland rekrutiert: Die Ausländerquote im Bauhauptgewerbe beträgt 

inzwischen 17 % (2009: 8 %). Auch der Einsatz von Nachunternehmen aus anderen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union nimmt zu: Die Zahl der nach Deutschland entsandten 

Arbeitnehmer ist von 51.240 im Jahr 2009 auf 102.100 im Jahr 2017 gestiegen. 

II Bewertung Entwurf Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

Vor diesem Hintergrund ist ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das klare Regelungen 
und transparente Verfahren für die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte aufstellt bzw. 
gewährleistet, ein dringend notwendiger Schritt. Der vorliegende Entwurf enthält 
zahlreiche Regelungen, die den Unternehmen der Bauindustrie die Ausbildung und 
Beschäftigung von qualifizierten Fachkräften im Ausland erleichtern bzw. erst 
ermöglichen. Insgesamt ist der Entwurf daher zu begrüßen. In den Details besteht 
jedoch an der einen oder anderen Stelle noch Verbesserungsbedarf. 

Hervorzuheben sind dabei folgende Aspekte: 

1. Wegfall der Engpassanalyse/Vorrangprüfung (§§ 18, 18a) 

Der Wegfall der Engpassanalyse für Fachkräfte mit Berufsausbildung sowie der grundsätzliche 

Verzicht auf die Vorrangprüfung bei Fachkräften sind wichtige Weichen, um die Beschäftigung 

ausländischer Fachkräfte zu ermöglichen und bürokratische Hürden zu beseitigen. 

Insbesondere die Engpassanalyse hat zu großem Unverständnis bei Unternehmen geführt, 

die auf dem inländischen/europäischen Arbeitsmarkt trotz erheblicher Bemühungen keine 

geeigneten Beschäftigten gefunden haben. Selbst wenn sie im Ausland bei der Suche nach 

geeignetem Personal erfolgreich waren, war in einigen Fällen eine entsprechende 

Beschäftigung nicht möglich, weil die relevanten Berufe nicht auf der Liste der Bundesagentur 

für Arbeit geführt waren. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Möglichkeit, auf regionaler Ebene die Vorrangprüfung 

wieder einzuführen birgt jedoch das Risiko der uneinheitlichen Anwendung auch nur bei 

vorübergehender Veränderung der Situation vor Ort. Da die Fachkräfteproblematik zwar 

aufgrund der konjunkturellen Entwicklung verschärft auftritt, aber aufgrund der Altersstruktur 

der Beschäftigten in der Bauwirtschaft insbesondere demografische Gründe hat, erscheint 
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eine entsprechende „Rückfalloption“ nicht erforderlich, führt auf Unternehmensseite aber zu 

einer Planungsunsicherheit. Sofern der inländische Arbeitsmarkt entsprechende 

Beschäftigungsoptionen bietet, ist es auch unwahrscheinlich, dass Unternehmen auf die 

vergleichsweise mühsame Suche im Ausland gehen. 

2. Einreise und Beschäftigung mit Teilanerkennung (§ 16d Abs. 3) 

Die Ermöglichung eines Aufenthalts und der Beschäftigung trotz nur teilweiser Anerkennung 

der ausländischen Qualifikation (§ 16d Abs. 3) ist für die Bauwirtschaft zentral. Der generelle 

Fokus des Gesetzes auf Fachkräfte mit einer anerkannten Ausbildung ist verständlich, um 

Zuwanderung in die Sozialsysteme zu verhindern. Dennoch muss aufgrund der Einzigartigkeit 

unseres Ausbildungssystems die Möglichkeit bestehen, auch Fachkräfte zu beschäftigen, 

deren Qualifikation noch nicht in vollem Umfang gleichwertig mit einem deutschen 

Berufsabschluss ist. Wir begrüßen daher ausdrücklich die Regelung, dass auch Fachkräfte mit 

einer Teilanerkennung einen Aufenthaltstitel erhalten – verbunden mit der Zusage des 

Arbeitgebers, das Nachholen der fehlenden Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten 

innerhalb von 2 Jahren zu ermöglichen. 

Zur Sicherstellung einer einheitlichen Anwendung sollte ggf. eine Konkretisierung 

vorgenommen werden, wann Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nicht in wesentlichem 

Umfang fehlen (bei Nachweis von ca. 50 % des gesamten Berufsprofils). Grundlage der 

Beurteilung sollte dabei der Ausbildungsrahmenplan der betrieblichen Ausbildung sein (Profil 

der beruflichen Handlungsfähigkeit), an dem auch die Rahmenlehrpläne der Berufsschule 

gespiegelt werden. Sofern die Ausbildung im Herkunftsland Teile der vergleichbaren 

deutschen Ausbildung nicht abbildet, sollte auch die Möglichkeit bestehen, die fehlenden 

Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten durch eine entsprechende Berufspraxis (mindestens 

zwei Jahre) nachzuweisen. Auch wenn nach zwei Jahren des Aufenthalts und der 

Beschäftigung noch nicht alle fehlenden Bestandteile nachgewiesen sind, sollte zudem eine 

Verlängerung des Aufenthalts möglich sein, sofern eine qualifizierte Beschäftigung und das 

Bemühen einer entsprechenden Qualifizierung nachgewiesen werden. Die Verlängerung 

sollte mindestens ein Jahr betragen können. 

3. Aufenthalt für Ausbildungsinteressierte (§ 17) 

Aufgrund zahlreicher unbesetzter Ausbildungsplätze im Bauhauptgewerbe (sowohl im Tiefbau 

als auch im Hochbau stehen rechnerisch für jeden Bewerber zwei Ausbildungsstellen zur 

Verfügung) hat auch die Möglichkeit des Aufenthalts für Ausbildungsinteressierte eine große 

Relevanz für die Branche. 

Da die Zielgruppe der Absolventen von deutschen Schulen im Ausland überschaubar ist, sollte 

in jedem Fall eine Klarstellung erfolgen, welche ausländischen Schulabschlüsse einem 
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deutschen Schulabschluss gleichgestellt sind. Zudem ist das Erfordernis, gute 

Sprachkenntnisse nachweisen zu müssen, sehr hoch gesteckt. Wie beim Aufenthalt zur 

Aufnahme eines Studiums sollte es ausreichen, wenn die sprachlichen Voraussetzungen zur 

Aufnahme einer Ausbildung vorliegen. Zudem sollte auch die Dauer der Aufenthaltserlaubnis 

analog zu der Suche nach einem Studienplatz auf 9 Monate erhöht werden. 

4. Ausbildungsduldung (§ 60b) 

Vor dem Hintergrund der Ausbildung von Flüchtlingen in der Bauwirtschaft kommt auch der 

geplanten Regelung zur Ausbildungsduldung eine entscheidende Bedeutung zu. In der 

Vergangenheit mussten leider einige Unternehmen der Bauwirtschaft die Erfahrung machen, 

dass Auszubildende von einem auf den anderen Tag nicht mehr zur Ausbildung erschienen 

sind, weil ihr Aufenthalt beendet wurde. Dies ist in Zeiten, in denen fast alle 

Ausbildungsbetriebe händeringend nach ausbildungsinteressierten Jugendlichen suchen, 

nicht akzeptabel. Zudem sind im Zweifel bereits erhebliche Investitionen erfolgt, die nicht 

anderweitig kompensiert werden können. Viele Unternehmen erwarten daher vom 

Fachkräfteeinwanderungsgesetz insbesondere Rechtssicherheit im Hinblick auf eine 

einheitliche Auslegung der so genannten „3+2-Regelung“. 

Leider ist der vorliegende Entwurf nur bedingt geeignet die Situation zu verbessern: Zwar wird 

die Unsicherheit im Hinblick auf die Einleitung von Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 

durch eine Konkretisierung anhand von einer beispielhaften Aufzählung verringert. Dennoch 

bleibt den zuständigen Behörden durch die Öffnung für „vergleichbare Maßnahmen“ sowie der 

Möglichkeit einer grundsätzlichen Versagung der Duldung in „Ausnahmefällen“ immer noch 

ein erheblicher Ermessensspielraum. Hier müsste in jedem Fall konkretisiert werden, wie 

„Ausnahmefälle“ zu verstehen sind bzw. hohe Anforderungen an die Vergleichbarkeit von 

Maßnahmen gestellt werden. 

Auch wenn nachvollziehbar ist, dass nur Personen eine Duldung erhalten sollen, deren 

Identität geklärt ist, stellt das Erfordernis, in der Regel innerhalb von 6 Monate nach Einreise 

die Identität geklärt zu haben, eine große Hürde dar. Selbst wenn die Frist als gewahrt gilt, 

sofern alle erforderlichen und zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden sind, ist dieser enge 

Zeitraum insbesondere vor dem Hintergrund der derzeitigen Verfahrensdauer von 

Asylverfahren nicht nachvollziehbar. Zudem werden Personen, bei denen ein 

Identitätsnachweis letztlich unmöglich oder unzumutbar ist, ohne Ausnahmetatbestände von 

der Regelung ausgeschlossen.  

5. Beschäftigungsduldung (§ 60c) 

Ähnliches gilt für die Regelung der Beschäftigungsduldung. Hier werden die Hürden 

insbesondere im Hinblick auf die Dauer des vorhergehenden geduldeten Aufenthalts sowie 
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Dauer und Umfang einer vorhergehenden sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung so 

hoch gesetzt, dass es als extrem unwahrscheinlich erscheint, dass irgendjemand alle 

erforderlichen Kriterien erfüllt. Im Vergleich zu der neuen Regelung sind die bestehenden 

Möglichkeiten praxistauglicher und hilfreicher, vorausgesetzt sie werden entsprechend im 

Sinne des Antragstellers angewandt. Das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses sollte 

schon heute immer bei der Ermessensausübung der Behörden entsprechende 

Berücksichtigung finden. 

6. Verordnungsermächtigung für Zuwanderungssperren (§ 99 Abs. V) 

Die Möglichkeit, im Falle eines erheblichen Anstiegs der Zahl von abgelehnten Asylanträge 

von Erwerbszugewanderten aus bestimmten Herkunftsländer Staatsangehörige dieser Länder 

generell von den Verfahren auszuschließen, erscheint unverhältnismäßig und könnte dringend 

benötigte Fachkräfte aus diesen Ländern betreffen. Das Verhängen von 

Zuwanderungssperren sollte nicht pauschal erfolgen, sondern nur auf der Grundlage eines 

diesbezüglichen individuellen Anfangsverdachts. 

7. Verwaltungsverfahren (§ 71 Abs. 1, § 81a) 

Alle Regelungen drohen ins Leere zu laufen, wenn nicht die Verwaltungsverfahren 

entsprechend effizienter ausgestaltet werden. Daher sind die Einrichtung von zentralen 

Ausländerbehörden in den Bundesländern sowie das Angebot eines beschleunigten 

Fachkräfteverfahrens ein entscheidender und unverzichtbarer Schritt für eine erfolgreiche 

Umsetzung des Gesetzes. Der Erfolg eines Verfahrens darf nicht vom Sitz des Unternehmens 

abhängen. Durch die Bündelung von Expertise und Erfahrung an zentralen Standorten können 

abweichende Beurteilungen bei vergleichbaren Sachlagen vermieden werden und den 

Unternehmen die direkte Ansprache erleichtert werden. 

Die skizzierten Schritte des beschleunigten Verfahrens erscheinen geeignet, um das 

Verfahren möglichst effizient zu gestalten, müssen jedoch noch weiter konkretisiert werden. 

Insbesondere sollte deutlicher werden, welche konkreten Anforderungen an Unternehmen 

gestellt werden. Auch ist nicht nachvollziehbar, dass Angehörige nur von der Regelung erfasst 

werden, wenn sie gleichzeitig mit der Fachkraft einreisen. Nicht in jedem Fall wird eine 

gleichzeitige Einreise aufgrund der Lebensumstände der Betroffenen (Schule, Ausbildung, 

Arbeit) möglich sein. Es müsste daher auch eine spätere Einreise nach diesem Verfahren 

ermöglicht werden (ggf. Angabe eines ungefähren Einreisezeitraums). 

Entscheidend wird zudem sein, dass den zuständigen Behörden ausreichend qualifiziertes 

Personal sowie entsprechende Ressourcen zur Verfügung gestellt werden, um die Verfahren 

entsprechend effizient durchführen zu können. Besonders sensibel bzw. entscheidend ist 
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dabei die enge Zusammenarbeit der Ausländerbehörden und der Auslandsvertretungen, die 

für die Erteilung der Visa zuständig sind.  

Es ist schade, dass in dem Gesetzentwurf zumindest perspektivisch nicht auf elektronische 

Verfahren eingegangen wird. Insbesondere bei grenzüberschreitenden Sachverhalten müsste 

die Möglichkeit bestehen, Anträge elektronisch zu stellen bzw. erforderliche Unterlagen 

elektronisch einreichen und vor allem ablegen zu können. Damit könnten Risiken minimiert 

werden, dass entscheidende Dokumente auf dem Postweg und ggf. sogar zwischen einzelnen 

Behörden verloren gehen und Wartezeiten minimiert werden. 

8. Mitteilungspflichten der Unternehmen (§ 4a Abs. 5) 

Insgesamt sollten den Unternehmen keine neuen Mitteilungspflichten aufgebürdet werden. 

Dies könnte insbesondere bei Unternehmen, die über keine Personalabteilungen verfügen, 

abschreckend wirken. Die Beendigung eines Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses sollte 

behördenintern gemeldet werden, sobald die entsprechende Meldung beim 

Sozialversicherungsträger erfolgt. Da auch eine entsprechende Mitteilungspflicht auf Seiten 

des betroffenen Ausländers besteht (§ 82 Abs. VI), erscheint eine zusätzliche Verpflichtung 

der Arbeitgeber entbehrlich. Dies gilt auch für Ausbildungsbetriebe, die als „Bildungsträger“ im 

Sinne des § 16 Abs. 2 angesehen werden. 

Berlin, 5. Dezember 2018 




